
Klöckner setzt aufWandel durch Innovation
Bundesagrarministerin stellt sich Fragen auf Veranstaltung der CDU/Fragen zur Zukunft der Branche im Fokus
Von Giorgio Tzimurtas

Oldenburger Münsterland. Wie
sieht die Zukunft der Landwirt-
schaft in Deutschland aus? Was
muss geschehen, damit Landwir-
te eine Zukunft in Deutschland
haben? Dazu hat Bundesagrar-
ministerin Julia Klöckner (CDU)
eine klare Vorstellung – schließ-
lich hat sie zwei Kommissionen
mit einer breiten Beteiligung sehr
unterschiedlicher Interessen-
gruppen dazu eingesetzt, deren
Ergebnisse vorliegen. So ist die
Richtung zwar vorgegeben, aber
auch viele Baustellen gibt es, um
den Wandel hin zu mehr Tier-
wohl sowie mehr Klima- und
Umweltschutz zu vollziehen, oh-
ne dass Landwirte sich drangsa-
liert und an den Pranger gestellt
fühlen müssen.
Das allerdings ist die Stim-

mungslage unter Bauern, viele
bangen auch um ihre Existenz
beim Blick in die nächsten Jahre.
Und die Zufriedenheit mit
Klöckner als Ressortchefin war
in dem Berufsstand zeitweise
nicht gerade sehr ausgeprägt. Ins-
besondere wegen der verschärf-
ten Düngeverordnung und der
Auflage, dass in Zonen mit ho-
hen Nitratwerten („Rote Gebie-
te“) die Düngung um 20 Prozent
zurückgefahren werden soll. Un-
ter Landwirten stand fest: Diese
Maßnahme sei von Berlin ohne
Not an die EU-Kommission in
Brüssel vorgeschlagen worden,
die seit Jahren auf einen besse-
ren Grundwasserschutz vor
Stickstoff und Phosphat aus der
Düngung drängte.
Dennoch, vondiesemGrollwar

am Mittwochnachmittag nichts
zu spüren, als Klöckner sich dem
Gespräch mit dem Publikum –
darunter waren vor allem Land-
wirte und Vertreter der Agrar-
branche – im CDU-Wahlkampf-
haus in Vechta stellte. Die Mi-
nisterin war per Video live zuge-
schaltet – sprach vom Rücksitz
ihres Dienstwagens. Eineinhalb
Stunden nahm sie sich Zeit wäh-
rend einer Fahrt zu einem Ter-

min. Eingeladen hatten der CDU-
Landesverband Oldenburg und
der CDU-Kreisverband Vechta.
Die Moderation hatte der stell-
vertretende Vechtaer CDU-
Kreisvorsitzende Georg Reinke
inne, der selbst Landwirt ist.
Dass während der Veranstal-

tung von Bauern keine alten Vor-
würfe aufgetischt wurden, das
mag auch am Bundestagswahl-
kampf gelegen haben – da blei-
ben die Reihen geschlossen.
Landwirte wählen traditionell
eher die Union. Dennoch ging es
um bange Fragen und das große
Bild – zur Zukunft der Land-
wirtschaft und von Landwirten.
Klöckner referierte zunächst

grundsätzlich: Es sei wichtig, dass
Landwirtschaft gesellschaftlich
akzeptiert sei, auf der anderen
Seite verändere sich die Gesell-
schaft. Eine große Herausforde-
rung sei es, vieles zusammenzu-
bringen. Für sie stehe fest: Bei
der Lebensmittelerzeugung gehe
es um ein Bestehen im Wettbe-
werb. Deshalb: Wirtschaftlich-
keit, ökologische und soziale Be-
lange dürften nicht getrennt von-
einander betrachtet werden.
Immer wieder kam sie auf die-

sen Punkt zu sprechen: Höhere
Anforderungen an Landwirte

müssten auch honoriert werden.
„Nur so rechnet sich das“, be-
tonte Klöckner, etwa mit Blick
auf die Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik der EU. Und
damit der Wandel hin zu einer
nachhaltigeren Produktion voll-
zogen werden kann, setze sie be-
sonders auch auf Innovationen
und technische Neuerungen –
staatliche Hilfsgelder inbegriffen.
Als Beispiel nannte sie die 40-
prozentige Bezuschussung von
Maschinen, die eine Reduzie-
rung beim Einsatz von Pflan-
zenschutz- und Düngemitteln
ermöglichen. „Präzisionsland-
wirtschaft“ ist das Stichwort, er-
möglicht durch die Digitalisie-
rung. Die Zukunftskommission –
eines der beiden von ihr einge-
setzten Gremien – habe den Be-
schluss zu mehr Nachhaltigkeit
gefasst. „Aber es muss sich rech-
nen“, sagte Klöckner auch hier.
Sie zeigte sich als Verfechterin

der Hybridlandwirtschaft, also ei-
ner Form der Ackerbewirtschaf-
tung, die Technologie und Öko-
logie versöhnt. Und für eine ge-
sellschaftliche Akzeptanz der
Landwirtschaft sei es auch erfor-
derlich, dass es mehr Aufklärung
gibt – der Gesellschaft. Klöckner
sprach sich zudem energisch ge-

gen nationale Alleingänge durch
Marktabschottungen aus. Eine
Regionwie Vechta lebe auch vom
Export des Fleisches, stellte sie
heraus. „Wettbewerb ist eben
auch Wettbewerb“, sagte sie.
Und ebenso hierauf verwies sie

während der Diskussion: In an-
deren EU-Ländern, da gebe es in
einigen Bereichen strengere Auf-
lagen für Landwirte als in
Deutschland. Heißt: Es ist nicht
zutreffend, dass es nur in

Deutschland EU-weit die
strengsten Vorschriften gibt. Das
ist ein gängiges Argument aus der
Agrarbranche. Klöckner berich-
tete – zur Illustration – von ei-
nem Blumenstrauß, den sie von
niederländischen Landwirten er-
halten habe mit der Bemerkung,
dass sie es sei, die sich für ihre Be-
lange stark gemacht habe – und
nicht das niederländische Agrar-
ministerium.
Dass die Union an der Seite

der Landwirte steht, aber ein
Wandel notwendig sei, das he-
rauszustellen war ihr Anliegen.

Bereits eingangs hatte sie aufge-
zählt, was sie in ihrer Amtszeit
bewirkt hat. Dazu zählt die Um-
setzung der EU-Richtlinie gegen
unfaire Handelspraktiken (UTP-
Richtlinie) in deutsches Recht.
Seither sind dem Lebensmittel-
einzelhandel (LEH) in vielen Be-
reichen Schranken gesetzt, um
die Position der Erzeuger zu stär-
ken. Hierauf hatte sie Moderator
Reinke angesprochen, der später
noch herausstellte: Bei der Preis-
gestaltung von Fleisch seien die
Landwirte oft der Spielball des
LEH und der Schlachthöfe.
Eine weitere Baustelle: In

Deutschland soll zwar der Sys-
temwechsel in der Tierhaltung
vollzogen werden, aber noch im-
mer fehlen die Gesetze. Mehr
Tierwohl und Tierschutz soll es
bis zum Jahr 2040 geben, also
mehr Auslaufmöglichkeiten und
mehr Platz beispielsweise für
Schweine. So hat es die Kom-
mission unter der Leitung von
Ex-Bundesagrarminister Wolf-
gang Borchert festgelegt, die von
Klöckner ins Leben gerufen wor-
den war, um eine gesellschaftlich
akzeptierte Tierhaltung zu etab-
lieren. Allerdings konnten sich die
Koalitionspartner Union und
SPD nicht auf eine Änderung des
Baurechts einigen. Landwirte, die
die Zahl ihrer Tiere halten und ih-
nen durch einen Stallumbau
mehr Platz geben wollen, müs-
sen weiterhin ein aufwendiges
Genehmigungsverfahren durch-
laufen – und verlieren die Be-
standsgarantie für den Stall. Bei
dem Gesetzesvorhaben, das dies
ändern sollte, habe es eine Blo-
ckade der SPD im Bundestag ge-
geben, sagte Klöckner.
Dennoch: Klöckner konnte

Wichtiges verkünden. Bei der
EU-Kommission habe sie eine
längere Dauer der Bezuschus-
sung von Stallumbauten und ei-
ne Förderquote in Höhe von bis
zu 80 Prozent erreicht. Das sei
zuvor mit Blick auf das EU-Recht
nicht möglich gewesen. Der För-
derzeitraum für Tierwohlmaß-
nahmen könne über die regulä-
ren sieben Jahre hinaus gehen,
und zwar „solange wir brau-
chen“. Damit kann die Transfor-
mation finanziell kräftig unter-
stützt werden. Und auf die Frage
aus dem Publikum, ob die Union
das Agrarressort im Fall des
Wahlsiegs an den Koalitionspart-
ner abgebe, antworte sie: „Wir
wären ja verrückt, es abzugeben.“

ImGespräch: (von links) Bundesagrarministerin Julia Klöckner, live aus demAuto zugeschaltet, und Ge-
org Reinke, stellvertretender CDU-Kreisvorsitzender. Foto: Tzimurtas

Klöckner: Brüssel lässt
längere Förderung für
mehr Tierwohl zu

M Kolumne: Perspektiven

Zeitverwendung 2022
Von Prof. Dr. Ulrike Knobloch

Im nächsten Jahr wird endlich
wieder eine Zeitverwendungs-
erhebung durchgeführt. Dafür
sucht das Statistische Bundes-
amt rund 10000 Personen, die
freiwillig über ihren Alltag Aus-
kunft geben und in einer Art
Tagebuch stichwortartig alle Tä-
tigkeiten festhalten, die sie
während eines Tages ausüben.
Durch diese Erhebungen wer-
den nicht nur die bezahlt geleis-
teten Arbeitsstunden erfasst,
über die auch andere Statistiken
Auskunft geben. Sondern sie
machen Angaben darüber, wer
wie viel unbezahlte Arbeit leis-
tet, also insbesondere Haus- und
Betreuungsarbeit, aber auch
formelle und informelle Frei-
willigenarbeit.

Zeitverwendungserhebungen
wurden in Deutschland bisher
dreimal durchgeführt, nämlich
1991/92, 2001/02 und 2012/13.
Wichtige Ergebnisse waren,
dass erheblich mehr unbezahlt
als bezahlt gearbeitet wird und

dass sowohl bezahlte als auch
unbezahlte Arbeit immer noch
geschlechtsspezifisch verteilt
sind. Um viele weitere wichtige
wirtschaftliche Zusammenhän-
ge untersuchen zu können,

müssten diese Erhebungen
häufiger durchgeführt werden.
Dann ließen sich zum Bei-

spiel auch die Verlagerungspro-
zesse genauer analysieren, die
ständig zwischen bezahlten und
unbezahlten Tätigkeiten statt-

finden, also Verlagerungen der
unbezahlten Arbeit in die be-
zahlten Bereiche oder die Rück-
verlagerung von bezahlter Ar-
beit in die Haushalte. Da die
Zahlen zur Erwerbsarbeit stän-

dig erhoben werden, wissen wir,
dass aufgrund der Corona-Pan-
demie die bezahlt geleisteten
Arbeitsstunden stark zurückge-
gangen sind. Aber für die Ent-
wicklung der unbezahlten Ar-
beit während der Pandemie feh-
len die Angaben. Wir können
nur vermuten, dass in dieser
Zeit erheblich mehr unbezahlte
Arbeit geleistet wurde, weil zum
Beispiel Kinder und alte Men-
schen zu Hause betreut wurden,
selbst gekocht wurde und über-
haupt das Selbermachen wieder
größere Bedeutung gewonnen
hat.
Seit letztemMonat ist das

Gesetz zur statistischen Erhe-
bung der Zeitverwendung in
Kraft. Es regelt die Zuständig-
keit und die Häufigkeit dieser
Erhebungen. Aber daran, dass

diese Erhebungen nur alle zehn
Jahre durchgeführt werden, hat
sich nichts geändert. Übrigens
wird das Tagebuchführen nicht
entlohnt, sondern nur eine ge-
ringe Aufwandsentschädigung
gezahlt.
Da die Teilnahme freiwillig

ist, bleibt abzuwarten, ob tat-
sächlich 10000 Personen mit-
machen werden. Wer Interesse
hat, kann sich ab Mitte August
im Internet über die Website
des Statistischen Bundesamtes
anmelden.

Zur Person
M Prof. Dr. Ulrike Knobloch
M Professur Ökonomie und
Gender (W1).

M Sie erreichen sie per E-Mail
an redaktion@om-medien.de.

„Da die Teilnahme freiwillig
ist, bleibt abzuwarten, ob
tatsächlich 10000 Personen
mitmachen werden“
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Kinder und
Jugendliche gehen
auf Schnipseljagd
Landkreis Vechta (ff). Auf eigene
Faust die Städte und Gemeinden
im Nordkreis Vechta erkunden
und sich spielerisch mit der
Stadtgeschichte auseinanderset-
zen – das können jetzt Familien,
Schulklassen und Jugendgrup-
pen mithilfe des bunten Plakat-
Bogens „Schnipseljagd“. Diesen
gibt es nun für die Städte Dink-
lage, Lohne und Vechta sowie für
die Gemeinden Bakum, Golden-
stedt und Visbek, teilt die Tou-
rist-Information Nordkreis
Vechta mit. Auf dem DIN-A3-Bo-
gen, handlich gefaltet zu DIN-A4,
lädt ein vorgegebener Rundgang
Gäste wie Einheimische zu ei-
nem spannenden Suchspiel ein,
heißt es in der Mitteilung weiter.
Es gilt, Fotoschnipsel einzelnen
Sehenswürdigkeiten zuzuordnen
und Fragen zu beantworten. Da-
bei erfahren die Suchenden al-
lerhand zur Stadtgeschichte, zu
Personen und Denkmälern und
erhalten den einen oder anderen
Freizeittipp. Am Ende des etwa
eineinhalbstündigen Rundgangs
ergeben alle beantworteten Fra-
gen ein Lösungswort. Die
Schnipseljagd-Bögen und Lö-
sungsbögen mit weitergehenden
Informationen sind kostenlos in
der Tourist-Information und in
allen Rathäusern der Nordkreis-
kommunen erhältlich.

M Info: Die Tourist-Info Nordkreis
Vechta bietet ein Gewinnspiel
über Instagram und Facebook
an. Familien, die das Lösungs-
wort einer Schnipseljagd bis
zum 1. September an die Tou-
rist-Info melden, haben die
Chance auf einen von drei Ge-
winnen, darunter ein Kino-
oder Bowlinggutschein.

M Zur Person

„Summa cum laude“
für Martin Renghart

Vechta (ff). An der Universität
Vechta hat Martin Renghart
„summa cum laude“ (mit höchs-
tem Lob) seine Promotion im
Fach Geschichtswissenschaft ab-
geschlossen. Der gebürtig aus
dem Wallfahrtsort Altötting
stammende Historiker hatte eine
akribische Analyse der Kirchen-

zeitung des Erzbistums Breslau
in der NS-Zeit vorgelegt, teilt die
Unimit. Renghart, der an der Uni
Regensburg ein Magisterstudi-
um Geschichte, Politikwissen-
schaft und Tschechische Philo-
logie absolvierte, hat das Bis-
tumsblatt der damals größten
deutschen Diözese mit der übri-
gen Kirchenpresse in seiner Dis-
sertation verglichen und den zeit-
und kirchenpolitischen Hinter-
grund erschlossen. Zudem bietet
seine Studie neue Erkenntnisse
zur umstrittenen Haltung des
Breslauer Erzbischofs Adolf Kar-
dinal Bertram im Nationalsozia-
lismus. Betreut wurde die Arbeit
von Prof. Dr. Michael Hirschfeld
im Rahmen seines Forschungs-
schwerpunkts Regional- und Ka-
tholizismusgeschichte.
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Ausgezeichnete Arbeit: Martin
Renghart.


